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Irene Brickner, Journalistin mit Schwerpunkt 
Menschenrechte, im Stimme-Gespräch

rückgängig gemacht werden kann

Es gibt keinen Fortschritt, der nicht 
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Sie beschäftigen sich als 
Journalistin hauptsächlich 
mit Menschenrechten, Flucht 
und Asyl und wurden dafür 
mehrfach ausgezeichnet. Welche 
biografischen Ereignisse und 
politischen Überzeugungen haben 
Sie zu diesem Beruf geführt?

Journalistin wollte ich schon seit 
meinem elften Lebensjahr werden. 
Schreiben war immer meine Stärke 

– im Gegensatz zum Rechnen, wie es 
damals leider vielen Mädchen ver-
mittelt wurde. Wichtig waren damals 
für mich auch die Zeitschrift Emma 
und die ORF-Sendung Prisma von 
Trautl Brandstaller über Frauen-
rechte. Beide haben mich sehr be-
eindruckt, weil Journalismus damals 
ein reiner Männerberuf war. Unvor-
stellbar, wenn man bedenkt, dass 
Redaktionen heute oft zur Hälfte 
oder mehr aus Frauen bestehen. In-
sofern war Journalismus immer mein 
Wunschberuf, den ich glücklicher-
weise auch ausüben konnte.

Mein Engagement für Asyl- und 
Menschenrechtsfragen hängt mit 
meiner Biografie zusammen. Ich 
komme aus einer Familie mit einem 
jüdischen Vater und einer christli-
chen Mutter, die beide nicht religi-
ös waren. Meine Eltern haben den 
Zweiten Weltkrieg erlebt. Mein Va-
ter hat es 1939 noch geschafft, mit 
knapp über 20 Jahren nach England 
zu emigrieren. Seine gesamte Fami-
lie wurde im Holocaust ermordet. 
Meine Mutter war zu dieser Zeit in 
Österreich mit ihrem ersten Mann 

verheiratet und bekam meine drei 
Halbbrüder. Mein Vater ist 1947 nach 
Österreich zurückgehrt, weil er das 
Land mitaufbauen wollte – ganz 
ernsthaft. Kennengelernt haben sie 
sich im Umfeld der KPÖ.

Vor diesem Hintergrund waren für 
mich Fragen von Flucht und Schutz 
immer sehr wichtig. Mir war im-
mer klar, dass mein Vater ohne den 
Schutz in England wie viele andere 
aus seiner Familie umgekommen 
wäre. Beim Einstieg in den Journa-
lismus waren mir diese Zusammen-
hänge allerdings nicht bewusst. Erst 
durch die berufliche Praxis merkte 
ich, wie sehr mich diese Themen be-
rührten. So hat sich das allmählich 
entwickelt.

 
Welche Stationen waren die 
wichtigsten in Ihrer beruflichen 
Laufbahn? Wie einfach war es in 
der damaligen Medienlandschaft 
in Österreich, diese ernsten 
Themen unterzubringen?

Als Journalistin kann man in Ös-
terreich nicht mit einer kontinuierli-
chen Laufbahn rechnen. Ich begann 
bei der Arbeiter-Zeitung, kurz nach-
dem sie von der SPÖ verkauft worden 
war. Als das Blatt 1991 endgültig 
eingestellt wurde, waren auf einmal 
150 Journalisten arbeitslos – eine für 
damalige Verhältnisse enorme Zahl. 
Aufgrund der schwierigen Marktlage 
ging ich nach Deutschland. Bei mei-
ner Rückkehr war der Wiedereinstieg 
in die österreichische Medienwelt 
entsprechend schwer.

Es gelang mir schließlich, beim 
Standard Fuß zu fassen, indem 
ich die Niederösterreich-Bericht-
erstattung übernahm. Dabei half 
mir mein persönlicher Bezug zum 
Bundesland sowie meine Erfahrung 
als freie Gerichtsreporterin für die 
Niederösterreichischen Nachrichten. 
Durch den Fokus auf Niederöster-
reich rückte auch das Flüchtlings-
lager Traiskirchen in mein Blickfeld.

Das war Ende der 1990er  / An-
fang der 2000er Jahre. Das Thema 
Asyl war politisch extrem aufge-
laden und – bis heute – parteiisch 
instrumentalisiert. Dass man mir 
die Betreuung dieses sensiblen Be-
reichs weitgehend überlassen hat, 
wäre wohl bei kaum einer anderen 
Tageszeitung möglich gewesen. Die 
parteipolitische Unabhängigkeit des 
Standard gab mir den Freiraum, das 
Thema über die Jahre kontinuierlich 
zu entwickeln.

Wie wichtig sind für Ihren Be-
ruf Kontakte zu zivilgesell-
schaftlichen Organisationen wie 
asylkoordination österreich, SOS 
Mitmensch oder andere? 

Für den Journalismus, wie ich 
ihn verstehe – und wie ihn auch  
Der Standard oder andere Qualitäts-
medien praktizieren –, ist politischer 
Aktionismus ein absolutes No-Go. Wir 
sind keine Aktivisten. Aber ich sehe 
es so: Die zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen haben überhaupt erst 
die Grundlage dafür geschaffen, dass 
über bestimmte Themen fundiert 

S eit Jahrzehnten prägt die mehrfach preisgekrönte Journalistin Irene Brickner die 
Berichterstattung über Menschenrechte. Anlässlich 40 Jahre Waldheim-Affäre und 

der in den Folgejahren gegründeten NGOs reflektiert sie mit Gamze Ongan und Cornelia 
Kogoj die Umbrüche jener Ära sowie Parallelen zur heutigen politischen Lage. Im Fokus 
stehen die Gefahr gesellschaftlicher Regression, die Rolle der Zivilgesellschaft als Anker 
gegen Rückschritte sowie die Unterscheidung von Fakt und Fake als Überlebensfrage für 
die Demokratie – ein Plädoyer für eine wachsame Gesellschaft, die ihre Errungenschaften 
niemals als selbstverständlich erachtet. 
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berichtet werden kann. Woher wüss-
te man sonst im Detail, was asylpo-
litisch wirklich vor sich geht? Vieles 
von diesem Wissen stammt von jenen 
Expertinnen und Experten in den 
NGOs, die in der Rechtsberatung di-
rekt mit den Betroffenen arbeiten. In 
diesem Sinne sind NGOs für uns keine 

„Partner“, aber sie sind aufgrund ihrer 
Basisarbeit als Informationsquellen 
unverzichtbar.

Auch wenn dies teilweise die 
nächste Frage beantwortet: Wie 
geht journalistische Distanz mit 
einer kritischen Haltung, einer 
gesellschaftlichen Verantwor-
tung einher?

Natürlich versuchen alle Seiten 
oft jene Aspekte unter den Tep-
pich zu kehren, die ihnen politisch 
unangenehm sind. Das lässt sich 
gut an einem konkreten Beispiel 
verdeutlichen: Nehmen wir die ak-
tuellen Daten der Statistik Austria 
zu den Haushaltseinkommen 2025. 
Diese zeigen zwei Entwicklungen: 
Einerseits hat die absolute Armut 
abgenommen, andererseits ist die 
Zahl derer, die unter die Armutsge-
fährdungsschwelle fallen, gestiegen. 
Viele NGOs stellen nun naturgemäß 
Letzteres in den Mittelpunkt und 
klammern den Rückgang der absolu-
ten Armut eher aus. Qualitätsjourna-
lismus – wie wir ihn beim Standard 
praktizieren – funktioniert hingegen 
so, dass man sich von diesen Interes-
senslagen unabhängig macht. Man 
muss beide Fakten wahrnehmen und 
sie wertfrei nebeneinanderstellen, 
ohne eine Seite zu unterschlagen.

Das ist auch deshalb so wichtig, 
weil die Regierung ihrerseits eben-
falls dazu neigt, unvorteilhafte 
Daten zu verschweigen. Eine fakten-
zentrierte Sichtweise ist daher abso-
lut notwendig. Dass diese die NGOs 
manchmal ärgern kann, liegt in der 
Natur der Sache – aber idealerweise 
ärgert sie die Gegenseite, also die 
Regierung, gleichermaßen.

Die späten 1980er, frühen 
1990er Jahre stehen für po-
litische Härte, aber auch 
zivilgesellschaftlichen Auf-
bruch in Österreich: die Wald-

heim-Affäre, Übernahme der 
Führung der FPÖ durch Jörg 
Haider, Rechtsruck, steigen-
der Antisemitismus und Ras-
sismus gegen Migrant:innen 
– was verbindet Sie mit dieser 
Zeit? Wie würden Sie diese Jah-
re politisch einordnen? 

Ich war damals als freie Journa-
listin für unterschiedlichste Projek-
te tätig, unter anderem habe ich die 
Kundenzeitschrift für die ehemalige 
ORF-Sendung Willkommen Öster-
reich gemacht. Aber als politisch 
interessierte Person habe ich das 
Zeitgeschehen natürlich auch sehr 
bewusst miterlebt.

Ich kann mich noch gut erinnern, 
wie ich während der Waldheim-Af-
färe einmal das Haus verließ und 
in der Nußdorfer Straße vor einem 
dieser gelben Plakate stand: „Jetzt 
erst recht“. Das hat mich tief getrof-
fen. Es ging um meine persönliche 
Geschichte, die Geschichte meines 
Vaters, der mir früh klar gemacht 
hat, dass der Antisemitismus im-
mer im Untergrund lauert, nie weg 
und jederzeit mobilisierbar ist – das 
macht übrigens auch die jetzige Si-
tuation so schwierig. Trotzdem emp-
fand ich es damals als einen Schock. 
Ich habe mich gefragt: Funktioniert 
Österreich wirklich so? Ist es nicht 
geradezu eine Schande, dass man 
ausgerechnet die Farbe Gelb wählt, 
die ja assoziativ auf den Judenstern 
zurückgeht, um damit Politik zu ma-
chen? Damals wurde mir auch als 
politische Konsumentin klar, wie 
tiefgreifend das Problem in Öster-
reich tatsächlich war. 

Was Jörg Haider betrifft – als er 
sich 1986 an die Spitze der FPÖ setz-
te, war mir bewusst, dass dies eine 
Entwicklung ist, die eine enorme 
Breitenwirkung entfalten würde. 
Im Unterschied zu vielen heutigen 
Rechtspopulisten war Haider näm-
lich politisch begabt und auf seine 
Art innovativ. Er verstand es, Dinge 
auf eine Weise zu mobilisieren, die 
das Land grundlegend verändern 
sollte. Mir wurde damals klar, dass 
uns diese Entwicklung von nun an 
begleiten würde – und genau das 
ist auch geschehen: Die rechte Po-

litik hat sich bis heute fortlaufend 
verschärft, teilweise mit deutlich 
faschistoiden Zügen. 

Gleichzeitig habe ich damals wahr-
genommen, dass es in Österreich eine 
sehr wachsame Zivilgesellschaft gibt. 
Es fand eine beachtliche Gegenwehr 
statt, die mich letztlich überzeugte: 
Es wird weitergehen; es gibt eine 
Kraft, die dagegenhält. Dass die 
Hoffnung nicht verloren war, zeigte 
sich eindrucksvoll am Beispiel des 
riesigen  Lichtermeers als Antwort 
auf das „Ausländervolksbegehren“ 
im Jahr 1993.

Wenn ich mir nun aber vergegen-
wärtige, was in der Zwischenzeit 
alles passiert ist, muss ich sagen: 
Obwohl ich grundsätzlich keine 
Pessimistin bin, habe ich derzeit 
den Eindruck, dass die Lage kippen 
und es sehr rasch auch in Österreich 
sehr unangenehm werden könnte. 
Nehmen wir das Beispiel Ungarn: 
Seitdem Viktor Orbán abgewählt 
wurde, gibt es auf der EU-Ebene 
keine Blockade der Ukraine-Hilfen 
mehr, was enorm wichtig ist. Aber 
natürlich wird jetzt versucht werden, 
ein „Ersatzland“ für diese Blockade-
politik zu finden. Österreich wäre – 
sollte sich die FPÖ durchsetzen und 
Herbert Kickl „Volkskanzler“ werden 

– geradezu ideal für diese Rolle.

Vor dem Hintergrund der Wald-
heim-Ära merke ich: Dieses Grund-
gefühl von damals ist immer noch 
da. Es wird heute zusätzlich durch 
eine totale Unzufriedenheit im Land 
unterfüttert, die ich in gewisser Wei-
se sogar nachvollziehen kann. Es 
bräuchte wohl eine andere, eine zu-
sätzliche Partei, die diese Menschen 
anspricht – aber eine, die bitte schön 
nicht so schrecklich flüchtlings- und 
ausländerfeindlich ist. Denn diese 
ablehnende Grundhaltung ist in der 
Gesellschaft leider immer noch sehr 
stark ausgeprägt.

Sie meinen, Österreich könnte das 
neue Ungarn in der EU werden …

Ja. Und das sollte man – gerade im 
Hinblick auf die kommenden Wahlen 

– unbedingt mitbedenken. Leider ist 
vielen Menschen die Tragweite dieser 
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Gefahr nicht bewusst oder sie sehen 
in der Nähe zu Russland kein Prob-
lem. Ich sage nicht, dass es so kom-
men muss, aber es ist eine ernsthafte 
Überlegung.

 
Ist die österreichische Demo-
kratie nicht gefestigt genug, 
um autoritären Entwicklungen 
standzuhalten? Schließlich hat 
die Zivilgesellschaft – man denke 
an das Lichtermeer 1993 – enorme 
Mobilisierungskraft erwiesen. 
Ist sie heute weniger engagiert 
oder gar müde?

Österreich steht heute gewiss bes-
ser da als Länder wie Ungarn oder 
Rumänien, weil wir das Privileg einer 
langen „Verwestlichung“ genießen 
durften. Wir haben Jahrzehnte er-
lebt, in denen der Wohlstand zunahm, 
eine kulturelle Öffnung stattfand und 
die Zivilgesellschaft sich institutiona-
lisieren konnte. Den osteuropäischen 
Ländern, die unter Diktaturen oder 
Halbdiktaturen standen, fehlte diese 
Erfahrung. In Österreich arbeiten vie-
le NGOs heute weitaus professioneller 
als in den 1990ern. Doch genau dieser 
Anker soll nun gelockert werden.

Ein Österreich unter einer FPÖ-Domi-
nanz bedeutet eine Regression, wie wir 
sie derzeit in den USA erleben: ein Zu-
rückdrehen der Zeit in die 1960er-Jahre. 
Diese Rechten agieren aus einer tiefen 
Wut heraus und wollen an jenen, die 
die Gesellschaft liberalisiert haben 

– ob bei Frauen-, Minderheiten- oder 
LGBTIQ-Rechten –, Revanche neh-
men. Dass die Zivilgesellschaft heute so 
massiv unter Beschuss steht, ist daher 
kein Zufall. Die Angriffe erfolgen mit 
enormer Entschlossenheit und richten 
sich nicht nur gegen sogenannte linke 
NGOs, sondern im Grunde auch gegen 
Institutionen wie das Rote Kreuz oder 
die Caritas.

Das Problem liegt auch in der Kehr-
seite der Professionalisierung der NGOs. 
Viele sind von staatlichen Förderungen 
abhängig. In einem Land wie Öster-
reich ist es zwar legitim, dass staatli-
che Aufgaben an die Zivilgesellschaft 
delegiert werden, aber diese finanzielle 
Abhängigkeit führt zu einer gewissen 
Vorsicht – man will es sich nicht ver-
scherzen.

Andererseits wird gerade in der 
Asylpolitik, einem meiner Schwer-
punkte, durchaus Klartext geredet. 
Die NGOs sind laut genug, aber die At-
mosphäre im Land hat sich verändert. 
Die Mehrheit scheint so abgestumpft, 
dass massive Verschärfungen kaum 
noch auf breiten Widerstand stoßen. 
Die Gefahr ist also nicht nur die Ag-
gression von rechts, sondern auch 
das Desinteresse der Mitte. 

Sie haben vor genau dreißig Jah-
ren, 1996, für den Stimme-Schwer-
punkt „Ungleichheit – Ansätze 
für eine Antidiskriminierungs-
politik“ einen Text zur Dis-
kriminierung von Lesben und 
Schwulen geschrieben. Was hat 
die LGBTIQ-Bewegung seither al-
les erreicht?

1996 war eine Zeit, in der die 
LGBTIQ-Bewegung – damals hieß 
sie noch Lesben- und Schwulen-
bewegung – sehr aktiv wurde. In 
Österreich hielt sich aufgrund der 
Dominanz des Katholizismus und 
der ÖVP sehr lange das ungerech-
te Schutzalter (Anm. d. Red.: § 209 
StGB wurde erst 2002 abgeschafft), 
gegen das massiv mobilisiert wur-
de. Eine zentrale Rolle spielte dabei 
das „Österreichische Lesben- und 
Schwulenforum“ (ÖLSF), das wichti-
ge Lobbyarbeit im Nationalrat für die 
Abschaffung dieser Bestimmungen 
leistete. Ich nehme an, dass mein da-
maliger Text so zustande kam – die 
Bewegung suchte Leute, die darüber 
schreiben konnten. 

Rückblickend hat sich in diesem 
Bereich in Österreich am allermeis-
ten verändert. Früher sprach man 
von „sexuellen Minderheiten“; heute 
ist die Akzeptanz in der Mitte der Ge-
sellschaft angekommen. Während es 
bei Themen wie der Flüchtlingspoli-
tik oft eine Mehrheit für restriktive 
Maßnahmen gibt, belegen Umfra-
gen derzeit eine klare Mehrheit für 
die Ehe für alle. Das ist eine enorme 
Errungenschaft.

Wir haben das Gefühl, dass es 
derzeit wieder einen Backlash 
gibt. Sogar die Bundesregierung 
stuft im Zusammenhang mit dem 
„Nationalen Aktionsplan gegen 

Rechtsextremismus“ Homophobie 
explizit als ernstzunehmende 
Gefahr ein.

Es gibt keinen Fortschritt, der 
nicht auch wieder rückgängig ge-
macht werden kann. Diese Gefahr 
ist absolut real. Ich verfolge die Ent-
wicklungen in den USA, wo nach dem 
Kippen des Stimmrechtschutzes für 
schwarze Wähler durch den Supreme 
Court bereits die nächsten Angriffe 
drohen. Es steht zu befürchten, dass 
als Nächstes die gleichgeschlecht-
liche Ehe und schlussendlich sogar 
das Wahlrecht für Frauen ins Visier 
geraten könnten.

Wenn wir nicht aufpassen, kann 
diese Dynamik auch uns erreichen. 
Zum Glück bildet die Europäische 
Union hier noch eine gewisse stabi-
lisierende Klammer, die es in dieser 
Form in den USA nicht gibt. Dennoch 
ist mir in den letzten Jahren schmerz-
lich bewusst geworden, dass nichts in 
Stein gemeißelt ist. In diesem Klima 
nimmt nicht nur die Homophobie zu; 
besonders ausgeprägt ist derzeit der 
Hass auf Transgender-Personen, was 
bereits zu einer erschreckenden Zu-
nahme von Übergriffen geführt hat.

Das Dokumentationsarchiv des 
österreichischen Widerstands 
stellt fest, dass es in der Neo-
naziszene nie mehr Waffen gab als 
heute und dass die rechtsextreme 
Gefahr in Österreich größer ist 
denn je. Was machen wir damit?

In der Vorbereitung auf unser Ge-
spräch ist mir bewusst geworden, wie 
sehr sich die Ebenen in den letzten 
Jahren verschoben haben. Erinnern 
wir uns etwa an die Angriffe Jörg 
Haiders auf Ariel Muzicant – das war 
offener Antisemitismus. Heute findet 
das oft subtiler statt. Sigmund Freud 
verglich die Zivilisation mit einer 
Zwiebel: Sie besteht aus Schichten, 
die übereinander gewachsen sind – 
doch leider lassen sie sich auch wieder 
abtragen.

Wir erleben heute einen massi-
ven Backlash und eine professio-
nelle Finanzierung rechtsextremer 
Gruppen. Es ist kein Zufall und ext-
rem gefährlich, dass Kräfte aus dem 
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Trump-Umfeld in den USA und auch 
aus Russland gezielt Rechte in Eu-
ropa unterstützen. Die Bewaffnung 
der Szene ist nicht mein primäres Ar-
beitsfeld, aber mehrere Kolleg:innen 
recherchieren viel dazu. Und die Er-
gebnisse sind bedrohlich. Hier bleibt 
nur die Hoffnung, dass Polizei und 
Ermittlungsbehörden wachsam sind 
und die Täter ausforschen. 

Vielleicht befinden wir uns aber 
auch in einer Phase politischer Um-
brüche: Die Abwahl Orbáns in Ungarn 
und die Tatsache, dass Russland in 
der Ukraine derzeit nicht als strah-
lender Sieger dasteht, könnten Signale 
für eine Trendumkehr sein.

Ganz entscheidend für Österreich 
wird eine Erkenntnis sein: Es ist ab-
solut nicht egal, wer in der Regierung 
sitzt. Es herrschte lange eine Stim-
mung nach dem Motto: „Die machen 
eh alle das Gleiche.“ Das ist ein fataler 
Irrtum. Das ist auch die Lehre, die der-
zeit viele Menschen in den USA ziehen 
müssen, die Trump gewählt und die 
Konsequenzen unterschätzt haben. 
Es macht einen fundamentalen Unter-
schied, wer die Macht im Staat ausübt. 

Welche Rolle spielen Medien dabei 
– auch im Unterschied zur Zeit vor 
Social Media?

Der Journalismus hat durch das 
Aufkommen der sozialen Medien 
einen massiven Entwertungspro-
zess erfahren. Lange Zeit herrschte 
die extrem idealistische – und aus 
heutiger Sicht völlig verkehrte – Vor-
stellung, wir bräuchten keine klas-
sischen Medien mehr. Man glaubte 
an das „Globale Dorf“, in dem jeder 
alles jederzeit verkünden kann. Doch 
leider ist das Gegenteil eingetreten: 
Eine Mischung aus der Profitgier der 
großen Tech-Giganten und dem tief-
sitzenden Hass und Zorn in Teilen der 
Bevölkerung hat die sozialen Medien 
ins Gegenteil, in ein Instrument der 
Spaltung verwandelt.

In der jetzigen Situation beginnt 
jedoch ein Umdenken. Man erkennt 
wieder den Wert journalistischer 
Medien. Denn seriöser Journalismus 
ist verpflichtet zu Check und Gegen-
check, um eine faktenzentrierte Be-

richterstattung zu garantieren – im 
Gegensatz zu Inhalten, die ungeprüft 
online gestellt werden. Angesichts 
von Bots und KI, die bereits beträcht-
liche Teile der Inhalte auf Plattfor-
men wie TikTok generieren, stellt 
sich die Frage, ob wir Original und 
Fälschung künftig noch unterschei-
den können. Wobei die jüngere Ge-
neration das oft viel besser erkennt. 
Es gibt da offenbar eine wachsende 
Sensibilität. 

Parallel dazu erleben wir eine fi-
nanzielle Krise: Ein unabhängiges 
Medium funktioniert am besten 
ohne staatliche Finanzierung. Doch 
der Werbemarkt ist eingebrochen, 
weil die sozialen Medien die Inse-
rate förmlich absaugen. Die finan-
zielle Lage vieler Redaktionen ist 
daher prekär. Vizekanzler Andreas 
Babler wird als Medienminister nun 
versuchen, die Presseförderung zu 
reformieren. Die große Herausfor-
derung dabei ist, eine Finanzierung 
zu finden, die keine inhaltliche Ab-
hängigkeit vom Staat schafft. Sonst 
drohen in Europa – und auch in 
Österreich – wichtige Medienhäuser 
wegzubrechen. Übrigbleiben würden 
jene Plattformen, die nichts für die 
Allgemeinheit tun, sondern lediglich 
Hass schüren. Zudem ist der Beruf 
des Journalisten in vielen Ländern 
lebensgefährlich geworden. Auch 
diese Bedrohung der Pressefreiheit 
dürfen wir nicht vergessen.

Zusammenfassend: Wenn Sie die heu-
tige Lage mit den 1990er Jahren 
vergleichen – was ist für Sie un-
term Strich die größte Sorge und 
wo sehen Sie dennoch Lichtblicke? 

Meine größte Sorge ist, dass sich 
der aktuelle Rechtsruck dauerhaft 
verfestigt. Ein Beispiel für diese 
Situation ist Großbritannien: Dort 
erleben wir gerade, wie das traditi-
onelle Zwei-Parteien-System aus La-
bour und Tories bei den Lokalwahlen 
zusammengebrochen ist. Während 
Rechtsaußen-Kräfte um Nigel Farage 
massiv zulegen, gibt es gleichzeitig 
Gewinne bei Grünen und Linken. 
Die spannende Frage für die nahe 
Zukunft ist, ob ein Land mit einer so 
tief verwurzelten demokratischen 
Tradition es schafft, neue politische 

Mehrheiten jenseits des Rechtspopu-
lismus zu bilden. Wenn das gelingt, 
gibt mir das Hoffnung, dass dieser 
Rechtsruck eben doch nicht so un-
aufhaltsam ist, wie wir vor einigen 
Monaten noch befürchtet haben.

Was mir jedoch die allergrößte Sor-
ge bereitet, ist die Verweigerungshal-
tung beim Klimaschutz. Eine aktuelle 
Studie der IOM (Internationale Orga-
nisation für Migration) zeigt, dass die 
Zahl der Klima-Vertriebenen extrem 
gestiegen ist – sie lag schon immer 
über der Zahl der Kriegsflüchtlinge, 
ist aber im letzten Jahr noch einmal 
um ein Drittel gewachsen. 

Trotz dieser Fakten einfach von 
oben herab anzuordnen, es gäbe 
keinen Klimawandel – wie es in den 
USA geschieht –, oder notwendige 
Investitionen und Subventionen zu 
streichen, ist eine unglaubliche Re-
alitätsverweigerung. Mein Optimis-
mus speist sich aus der Geschichte: 
Ich hoffe, dass diese Leugnung der 
Klimakrise bald genauso als sinn-
los und abstrus entlarvt wird wie 
die jahrhundertelange Behauptung, 
die Erde sei eine Scheibe, obwohl 
die Gegenbeweise längst erbracht 
waren.
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schwerpunktmäßig Menschenrechtsthemen, 
insbesondere dem Asyl- und Fremdenrecht, 
der Gleichstellungspolitik sowie Umweltfragen.
Für ihre journalistische Arbeit erhielt sie 
zahlreiche Auszeichnungen, darunter den 
Concordia-Preis in der Kategorie Menschenrechte, 
den Prälat-Leopold-Ungar-Journalist:innenpreis, 
den Dr.-Karl-Renner-Publizistikpreis, den 
Ari-Rath-Preis sowie den Humanitätspreis 
der Heinrich-Treichl-Stiftung.


